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Planzeichenerklarung gemse pianzy 1990

MaR der baulichen Nutzung

0,6 Grundflachenzahl

| Maximale Zahl der Vollgeschosse
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Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Giitern und Dienstleistungen
des offentlich und privaten Bereichs, Flachen fiir den Gemeinbedarf, Flachen
fiir Sport- und Spielanlagen

R .| Flachen fir den Gemeinbedarf Zweckbestimmung:
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Textliche Festsetzungen

§1 Flachen fir den Gemeinbedarf

Auf der Flache fir den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung ,Familienzentrum / Kindertagesstatte” sind
folgende Einrichtungen zul3ssig:
e Cafeteria;
e Einrichtungen und Rdume fir kulturelle und soziale Veranstaltungen;
e Ergidnzende Verwaltungseinrichtungen (z.B. Jugendbiiro, Informationsbereich);
e Einrichtungen und Rdume fir die Versorgung und Betreuung unterschiedlicher gesellschaftlicher
Gruppen (z.B. Kindertagesstatte, Kleiderkammer, Tafel, Tauschborse);
e Einrichtungen und Raume fiir die Weiter- und Ausbildung unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen
(z.B. Sprachkurse);

e Ebenso zuladssig sind alle diesen Nutzungen dienende Nebenanlagen und Einrichtungen sowie
Parkplatze.

§2 Hohe baulicher Anlagen
Die maximale Geb3dudehohe (GH) darf insgesamt 11.50 m nicht Gberschreiten (§ 16 (2) Nr. 4BauNVO).

Als unterer Bezugspunkt fiir die festgesetzte Hohe baulicher Anlagen gilt die Fahrbahnoberkante der zur
ErschlieBung des Baugrundstiicks herangezogenen Stralle in der jeweiligen Fahrbahnmitte in der Mitte des
Baugrundstiicks (§ 9 (2) BauGBi. V. m. § 18 (1) BauNVO).

§3 Abweichende Bauweise

Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Gebaude sind entsprechend der offenen Bauweise (§ 22 (2)
BauNVO) zu errichten; die Gebdudelange darf mehr als 50 Meter betragen (§ 22 (4) BauNVO).

§4 Larmschutz

Soweit Parkplatze im Rahmen der Gemeinbedarfsfliche zur Umsetzung kommen sollen, ist im Zuge des
Baugenehmigungsverfahrens in Kenntnis von Anzahl und Lage der Parkpldtze nachzuweisen, dass die
Immissionsgrenzwerte durch die Parkplatzgerdusche an den maligeblichen Immissionsorten in der
Nachbarschaft eingehalten werden. Ggf. sind Begrenzungen der Nutzungszeiten und / oder aktive
Schallschutzmallnahmen (Larmwand) vorzusehen.




Hinweise

Altablagerungen - Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen oder
Altstandorte zu Tage treten, so ist unverziiglich die Untere Abfallbehorde zu benachrichtigen.

Ur- und frithgeschichtliche Bodenfunde - Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder
frihgeschichtliche Bodenfunde gemacht werden (das konnen wu.a. sein: TongefdRscherben,
Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffdllige Bodenverfarbungen und Steinkonzentrationen,
auch geringe Spuren solcher Funde), sind diese meldepflichtig (§ 14 (1) NDSchG) und miissen der
unteren Denkmalschutzbehérde des Landkreises Leer oder dem archdologischen Dienst der
Ostfriesischen Landschaft, Georgswall 1-5 in Aurich, Tel.: 04941/1799-32 unverziglich gemeldet werden.
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und
Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverandert zu lassen (§ 14 (2)
NDSchG), bzw. fiir ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehorde vorher die
Fortsetzung der Arbeit gestattet.




Hinweise

. Erdfallgefdhrdung - Das Plangebiet ist in die Erdfallgefahrdungskategorie 3 eingestuft (Gipshut des
Salzstockes Bunde). Die Konstruktion geplanter Gebadude sollte so bemessen und ausgefiihrt werden,
dass beim Eintreten eines Erdfalles nicht das gesamte Bauwerk oder wesentliche Teile davon einstiirzen
und dadurch Menschenleben gefdhrden kénnen.

® Leitungsbetreiber - Die Schutzvorschriften von Leitungsbetreibern (u. a. Wasser, Gas Strom,
Kommunikation) sind zu beachten. Der Verlauf sonstiger Leitungen ist vor Beginn von MalRnahmen in
der Ortlichkeit zu Giberpriifen.

“ Kampfmittel — Sollten sich wahrend Bauarbeiten Hinweise auf Bombenblindganger oder andere Kampf-
mittel im Boden ergeben, so ist unverziglich die nachste Polizeidienststelle, das Ordnungsamt der
Gemeinde oder der Kampfmittelbeseitigungsdienst der zentralen Polizeidirektion in Hannover zu
informieren.

@ Artenschutz - Im Baugenehmigungsverfahren und auch bei der genehmigungsfreien Errichtung
baulicher Anlagen sind die artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach Maligabe des § 44 Abs. 5
Bundesnaturschatzgesetz zu beachten. Bei Bau- und Abrissarbeiten hat beim Verdacht des Vorkommens
geschiitzter Arten eine Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehérde des Landkreises Leer zu
erfolgen.

“ Informationsgrundlagen - Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen,
Erlasse und DIN-Vorschriften) kdnnen bei der Gemeinde Bunde im Rathaus eingesehen werden.

® Teilaufhebung - Die vorliegende Planneuaufstellung tiberdeckt den bisherigen Bebauungsplan Nr. 02.08
(rechtskraftig seit 1967) in einem Teilbereich, die 3. Plandnderung des Bebauungsplanes Nr. 02.08
(rechtskraftig seit 2017), sowie einen Teil des nicht genehmigten Teils des Ursprungsbebauungsplans Nr.
02.08 (Flurstiick 7/6), der als Innenbereich nach § 34 Bau GB zu qualifizieren ist. Mit Inkrafttreten der
Neuplanung werden die entsprechend liberplanten Teilbereiche aulRer Kraft gesetzt.




Rechtliche Grundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634);
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786);

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 | S.58), die zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBI. | S. 1057) gedndert worden ist;

Nds. Bauordnung (NBauO) vom 03.04.2012 (Nds. GVBI. 2012, S. 46), die zuletzt durch Gesetz vom 12.09.2018
(Nds. GVBI. S. 190) geandert worden ist;

Nds. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), das zuletzt durch Artikel 2
des Gesetzes vom 28.02.2018 (Nds. GVBI. S. 22) gedndert worden ist.




Verfahren

Bebauungsplan Nr. 02.40
»,Familienzentrum/Kindertagesstatte“

Praambel

Aufgrund des § 1 (3) und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) i.V.m. § 58 (2) Nr. 2 des Niederséchsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in den zurzeit geltenden Fassungen hat der Rat der Gemeinde Bunde
diesen Bebauungsplan Nr. 02.40 ,Familienzentrum / Kindertagesstatte” bestehend aus der Planzeichnung und
den nebenstehenden textlichen Festsetzungen am ............................... als Satzung beschlossen.

Dieser Bebauungsplan wurde nach § 13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten
Verfahren aufgestellt.

Bunde, den SIEGEL Gerald Sap/Burgermeister

Aufstellungsbeschluss

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Bunde hat in seiner Sitzung am 23.05.2018 die Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 02.40 , Familienzentrum / Kindertagesstatte” beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss ist
gemal § 2 (1) BauGB ortsiiblich bekannt gemacht worden.

Bunde, den

Offentliche Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Bunde hat in seiner Sitzung am .............. dem Entwurf des
Bebauungsplans Nr. 02.40 , Familienzentrum / Kindertagesstatte” und der Begriindung zugestimmt und seine
offentliche Auslegung gemaR § 3 (2) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der 6ffentlichen Auslegung wurden
ortsiblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begriindung und die wesentlichen, umweltbezogenen
Stellungnahmen haben vom ............... bis oo gemal § 3 (2) BauGB &ffentlich ausgelegen.

Bunde , den



Erneute Auslegung

Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Bunde hat in seiner Sitzung am .................... dem gednderten Entwurf
des Bebauungsplans Nr. 02.40 ,Familienzentrum / Kindertagesstatte” und der Begriindung zugestimmt und
seine erneute Offentliche Auslegung gemalRk § 4a (3) BauGB beschlossen. Ort und Dauer der 6ffentlichen
Auslegung wurden ortsiiblich bekannt gemacht. Der Entwurf des Bebauungsplans mit der Begriindung und die
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen haben vom ................... bis einschlieBlich ................. gemal §
4a (3) BauGB o6ffentlich ausgelegen.

Bunde, den (1 N

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Bunde hat den Bebauungsplan Nr. 02.40 ,Familienzentrum / Kindertagesstatte“ nach
Prifung der Stellungnahmen gemaR § 3 (2) BauGB in seiner Sitzung am ......ccccecueee. als Satzung (§10 BauGB)
sowie die Begriindung beschlossen.

Bunde, den [

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 02.40 ,Familienzentrum / Kindertagesstatte” ist gemaR § 10 (3)
BauGB am .......ccceuee.e. ortsiiblich bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan ist damit am ....................
rechtsverbindlich geworden.

Bunde, den [ N

Verletzung von Vorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr. 02.40 ,Familienzentrum /
Kindertagesstatte” ist

- einenach § 214 (1) BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften;

- eine unter Beriicksichtigung des § 214 (2) BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften tGber das
Verhaltnis des Bebauungsplans und des Flachennutzungsplans;

- beachtliche Fehler nach § 214 (2a) sowie
- nach § 214 (3) BauGB beachtliche Mangel des Abwagungsvorganges

beim Zustandekommen des Bebauungsplanes und der Begriindung nicht geltend gemacht worden.

Bunde, den [ W



	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600

	Pläne und Ansichten
	BPlan 600x600


